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Vorblatt 


2. Unterhaltshilfe- Anpassungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Höhe der Kriegsschadensrente nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz (Unterhaltshilfe, Selbständigenzuschlag zur Unterhalts- 
hilfe, Entschädigungsrente) ist hinter der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung und den Verbesserungen in anderen Sozialbereichen 
zurückgeblieben. 


B, Lösung 

Die Unterhaltshilfe soll um etwa 15 v, H., der Selbständigen- 
zuschlag linear um etwa 15 DM, der Einkommenshöchstbetrag 
bei der Entschädigungsrente — über die in dem Entwurf vorge- 
sehene Verbesserung hinausgehend — um etwa 15 v. H. erhöht 
werden. 


C. Alternativen 

Eine Minderheit des Ausschusses hatte u. a. beantragt, den 
Selbständigenzuschlag für den Berechtigten und den zuschlags- 
berechtigten Ehegatten um 25 v. H. zu erhöhen. 


D. Kosten 

Die jährliche Mehrbelastung des Bundeshaushalts beträgt 
(innerhalb der mehrjährigen Finanzplanung) 


1970 

= 16 

Millionen 

DM 

1971 

= 33 

Millionen 

DM 

1972 

= 28,5 

Millionen 

DM 

1973 

= 26,5 

Millionen 

DM. 


Die vom Ausschuß empfohlenen zusätzlichen Verbesserungen 
werden nennenswert nur den Ausgleichsfonds, und zwar für 
die gesamte Laufzeit des Lastenausgleichs, lediglich mit rund 
30 Millionen DM belasten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

Uber den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 

Lastenausgleichsgesetz 

(2. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz — 2. UAG) 

— Drucksache Vl/584 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


L Allgemeines 

Der Entwurf wurde von der Bundesregierung mit 
Datum vom 31. März 1970 beim Deutschen Bundes- 
tag eingebracht und von diesem in seiner 42. Sitzung 
am 15. April 1970 nach der ersten Beratung an den 
Innenausschuß sowie an den Haushaltsausschuß nach 
§ 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 30. April 1970 abschließend beraten 
und in diese Beratung auch die entsprechenden Vor- 
schläge aus dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Entwurf eines Dreiundzwanzigsten Ge- 
setzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(23. ÄndG LAG) — Drucksache VI/119 — einbezogen. 
Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in der 
Schluß ab Stimmung einstimmig gebilligt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert vorlegen. 

Gegenstand des Gesetzentwurfs ist die Erhöhung 
der Kriegsschadensrente (Unterhaltshilfe, Selbstän- 
digenzuschlag zur Unterhaltshilfe, Entschädigungs- 
rente), die der Anpassung an die wirtschaftliche Ent- 
wicklung und an die Verbesserungen in anderen So- 
zialbereichen bedarf. Der Ausschuß ist dem Vor- 
schlag der Bundesregierung, eine fühlbare Erhöhung 
der Sätze der Unterhaltshilfe vorzunehmen — auch 
hinsichtlich der Erhöhung des Selbständigenzuschla- 
ges — gefolgt. Bei der Erhöhung des Einkommen- 
höchstbetrages der Entschädigungsrente erschien 


dem Ausschuß eine weitergehende Verbesserung 
notwendig. Außerdem ist der Ausschuß bei einigen 
Regelungen nachrangiger Bedeutung über die Ver- 
besserungsvorschläge des Entwurfs hinausgegangen. 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs — • Drucksache VI/584 — ver- 
wiesen. 


11. Einzelbegründung 
Zu den Eingangsworten 

Der Ausschuß hielt die Ansicht des Bundesrates, 
daß der Entwurf seiner Zustimmung bedürfe, nicht 
für zutreffend, weil er — entsprechend der Gesetz- 
gebungspraxis — • der Auffassung ist, daß mit dem 
Entwurf keine Vorschriften geändert werden, die 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Lastenausgleichs- 
gesetzes begründet haben. 

Zu § 1 Nr. 3 (§ 269 a LAG) 

Der Ausschuß folgte dem Regierungsentwurf, der 
eine Verbesserung des Selbständigenzuschlages zur 
Unterhaltshilfe durch lineare Erhöhung der Sätze 
für den Berechtigten und den zuschlagsberechtigten 
Ehegatten vorsieht. Ein Antrag aus der Mitte des 
Ausschusses, anstelle der im Antrag der Fraktion 
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der CDU/CSU (Drucksache VI/119) zunächst vorge- 
schlagenen differenzierten Regelung die Sätze für 
den Berechtigten und für den Ehegatten einheitlich 
um 25 V. H. zu erhöhen, wurde mehrheitlich mit der 
Begründung abgelehnt, daß sich hiernach in den 
untersten Stufen geringere Erhöhungen als nach dem 
Regierungsentwurf ergeben und außerdem die Ge- 
samtaufwendungen für den Entwurf — also auch die 
zusätzlichen Belastungen der Haushalte von Bund 
und Ländern — erheblich steigen würden. 

Zu § 1 Nr. 5 (§ 275 LAG) 

Der Ausschuß hielt es für gerechtfertigt, den Satz 
der Unterhaltshilfe für Vollwaisen nicht nur um 
16 DM (was auch eine Abrundung nach unten bedeu- 
tet hätte), sondern um 20 DM auf 130 DM monatlich 
zu erhöhen. 


Zu § 1 Nr. 6 (§ 276 Abs. 4 LAG) 

Der Ausschuß hält den Vorschlag der Bundesre- 
gierung, den Einbehaltungsbetrag der Unterhalts- 
hilfe bei länger dauerndem Krankenhausaufenthalt 
für den Berechtigten und den Ehegatten um mehr als 
20 V. H. zu erhöhen, für zu weitgehend. Vielmehr 
erscheint auch hier eine Änderung um rund 15 v. H. 
angemessen. Im übrigen folgt der Ausschuß dem 
Regierungsentwurf. 


Zu § 1 Nr. 7 (§ 279 LAG) 

Eine Anhebung des Einkommenhöchstbetrages 
der Entschädigungsrente entsprechend der Erhö- 
hungsbeträge bei der Unterhaltshilfe, wie sie im Re- 
gierungsentwurf vorgeschlagen wird, hält der Aus- 
schuß für unzureichend. Nachdem neun Jahre lang 
dieser Einkommenshöchstbetrag nur im Ausmaß 
der jeweiligen Unterhaltshilfeerhöhungen verbes- 
sert worden ist, erscheint jetzt — wie auch in dem 
Antrag der CDU/CSU für den Hauptentschädigungs- 
berechtigten vorgeschlagen — eine darüber hinaus- 
gehende Anhebung zur Anpassung an die veränder- 
ten wirtschaftlichen Verhältnisse geboten. Dies gilt 
um so mehr, als die Entschädigungsrente ausgeprägt 
quotalen Charakter hat, wenn auch soziale Elemente 
dabei Berücksichtigung finden. Diese Überlegungen 
führten zu dem Vorschlag des Ausschusses, den Ein- 
kommenshöchstbetrag der Entschädigungsrente 
durchweg um 15 v. H. zu erhöhen. Diese Erhöhung 
wird den Ausgleichsfonds, und zwar für die gesamte 
Laufzeit des Lastenausgleichs, lediglich mit etwa 
30 Millionen DM belasten. 

Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Der Ausschuß schloß sich dem Vorschlag der Bun- 
desregierung an, die Verbesserungen der Kriegs- 
schadensrente wegen des Zusammenhanges mit den 
Rentenerhöhungen durch das 12. Rentenanpassungs- 
gesetz am 1. Juni 1970 wirksam werden zu lassen. 


Bonn, den 14. Mai 1970 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/584 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. die der Beschlußfassung zu 1. entsprechenden 
Vorschläge der Fraktion der CDU/CSU aus dem 


Entwurf eines Dreiundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(23. ÄndG LAG) — Drucksache VI/119 — (Arti- 
kel 1 Nr. 4, 6 und 7) für erledigt zu erklären; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. Mai 1970 


Der Innenausschuß 
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Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 

Lastenausgleichsgesetz 

(2. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz — 2. UAG) 

— Drucksache VI/584 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung 
der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

(2. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz — 

2. UAG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909) wird wie folgt geändert: 

1. In § 267 Abs. 1 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „205" durch die Zahl „235", 

b) in Satz 2 die Zahl „135" durch die Zahl „155" 
und 

die Zahl „70" durch die Zahl „80". 

2. In § 269 wird ersetzt 

a) in Absatz 1 die Zahl „205" durch die Zahl „235", 

b) in Satz 2 die Zahl „135" durch die Zahl „155" 
und 

die Zahl „70" durch die Zahl „80". 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung 
der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz 

(2. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz — 

2. UAG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1909) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. In § 269 a wird ersetzt 3. unverändert 

a) in Absatz 2 

die Zahl „40" durch die Zahl „55", 
die Zahl „55" durch die Zahl „70", 
die Zahl „70" durch die Zahl „85", 
die Zahl „80" durch die Zahl „95", 
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Entwurf der Bundesregierung 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


die Zahl 

„90" 

durch die Zahl 

„105" und 

die Zahl „ 

.100" 

durch die Zahl 

„115", 

in Absatz 3 

die Zahl 

„20" 

durch die Zahl 

„30", 

die Zahl 

„25" 

durch die Zahl 

„35", 

die Zahl 

„30" 

durch die Zahl 

„40". 

die Zahl 

„35" 

durch die Zahl 

„45", 

die Zahl 

„40" 

durch die Zahl 

„50" und 

die Zahl 

„50" 

durch die Zahl 

„60". 

§ 274 Abs. 

2 Satz 1 erster Halbsatz' wird 


Zahl „170" ersetzt durch die Zahl „210". 


5. In § 275 Abs. 1 wird die Zahl „110" ersetzt durch 
die Zahl „126“ . 


5. ln § 275 Abs. 1 wird die Zahl „110" ersetzt durch 
die Zahl „ 130 ". 


6. In § 276 Abs. 4 wird ersetzt 

a) in Satz 1 

die Zahl „65" durch die Zahl „80“ , 
die Zahl „50" durch die Zahl „60“ und 
die Zahl „30" durch die Zahl „35", 

b) in Satz 5 die Zahl „81" durch die Zahl „93". 


In § 276 Abs. 4 wird ersetzt 

a) in Satz 1 

die Zahl „65" durch die Zahl „ 75 ", 
die Zahl „50" durch die Zahl „ 55 " und 
die Zahl „30" durch die Zahl „35", 

b) unverändert 


ln § 279 

Abs. 

1 wird ersetzt 


7. 

In § 279 Abs. 

1 werden ersetzt 

die Zahl 

„450" 

durch die Zahl 

.480“, 


die Zahl 

„450' 

" durch die Zahl 

„ 520 " 

die Zahl 

„200" 

durch die Zahl 

.220“, 


die Zahl 

„200' 

" durch die Zahl 

„ 230 " 

die Zahl 

„76" 

durch die Zahl 

.86“, 


die Zahl 

„76- 

' durch die Zahl 

„ 88 ", 

die Zahl 

„170" 

durch die Zahl 

„186“, 


die Zahl 

„170' 

' durch die Zahl 

„ 195 ", 

die Zahl 

„650" 

durch die Zahl 

.080“, 


die Zahl 

„650 

" durch die Zahl 

„ 750 " 

die Zahl 

„270" 

durch die Zahl 

.286“, 


die Zahl 

„270' 

" durch die Zahl 

„ 310 " 

die Zahl 

„250" 

durch die Zahl 

„270“ und 


die Zahl 

„250' 

' durch die Zahl 

„ 285 ", 

die Zahl 

„121" 

durch die Zahl 

.131“. 


die Zahl 

„121' 

' durch die Zahl 

„ 139 ", 

In § 292 

Abs. 

2 Nr. 1, Abs. 3 

Satz 2 und Abs. 4 

8. 

u n V e r 

ändert 



Zahl „93". 


§ 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

Inkrafttreten 


§ 3 

unverändert 


Diese Gesetz tritt am 1. Juni 1970 in Kraft. 
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